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Am 1. April 2010 ist das Gesetz zur Förderung der Gesundheit und Verbesserung des Schutzes 
von Kindern in Niedersachsen in Kraft getreten. Vorgesehen ist eine unmittelbare Reaktion sei-
tens des Fachbereichs Kinder, Jugend und Familie, falls Vorsorgeuntersuchungen nicht in Ans-
pruch genommen werden.  
 
Dies vorausgeschickt bittet die SPD-Ratsfraktion um die Beantwortung folgender Fragen: 
 

1. Welches Konzept zur Umsetzung des Gesetzes wird in Braunschweig verfolgt?  
2. Welchen personellen und finanziellen Mehraufwand hat die gesetzliche Forderung im 

Fachbereich verursacht? (Fallzahlen; Mitarbeiteraufwand)  
3. Inwiefern konnten tatsächlich Hinweise auf Kindeswohlgefährdungen erbracht werden 

und sind dadurch die Fallzahlen im Bereich Kinderschutzmaßnahmen gestiegen? 
 
 
 
 
gez. 
 
Manfred Pesditschek 
Fraktionsvorsitzender 
 


